
   

   

   
   
   

 

  
 

 

   
 

 
 

 

 

88879/2022  ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT  Graurheindorfer Straße 153, 53117 Bonn 

VERKEHRSANBINDUNG  Straßenbahn 61 und 65, Innenministerium 

Bus 550 und SB60, Innenministerium 

POSTANSCHRIFT Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit  

  Postfach 1468, 53004 Bonn 

 

 

 

BETREFF  Kontrolle gemäß Art. 58 Abs. 1 lit. b) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

i.V.m. § 42 Abs. 3 Postgesetz (PostG) 
 

HIER  Kontrollbericht zur Fragebogenkontrolle "Internationaler Datentransfer" 
 

BEZUG  1. Kontrollankündigung vom 27. September 2021                                                                                                                                              

2. Ihr Antwortschreiben (nebst Anlagen) vom 26. November 2021                                                                                                                                                              

3. Mein Schreiben vom 4. Februar 2022                                                                                                                                                                                  

4. Ihr Antwortschreiben vom 3. März 2022 
 

 

Sehr geehrte , 

vom 27. September bis 26. November 2021 habe ich eine Kontrolle im schriftlichen Verfah-

ren bei der Deutsche Post AG durchgeführt. 

Gegenstand meiner Kontrolle nach Art. 57 Abs. 1 lit. a) und h), Art. 58 Abs. 1 lit. b) DSGVO 

i.V.m. § 42 Abs. 3 PostG war der direkte internationale Datentransfer unter Berücksichti-

gung des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) in der Rechtssache  

C-311/18 „Schrems II“.  

Der Schwerpunkt lag dabei auf den von Ihnen gewählten Übermittlungsinstrumenten und 

den getroffenen Maßnahmen, mit denen ein angemessenes Schutzniveau für die übermit-

telten Daten nach Maßgabe des Kapitel V (Art. 44 ff.) DSGVO gewährleistet wird. Dies betraf 

insbesondere eine etwaige Verwendung von geeigneten Garantien nach Art. 46 DSGVO und 
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die ggf. zu ergreifenden zusätzlichen Maßnahmen, um die übermittelten Daten im Dritt-

land sowie während des entsprechenden Transfers angemessen zu schützen.  

Bei der Beantwortung des Fragebogens waren nur Verarbeitungen zu berücksichtigen, die 

nach § 42 Abs. 3 PostG meiner aufsichtsrechtlichen Zuständigkeit unterliegen, d.h. nur sol-

che, die mit der Erbringung von Postdienstleistungen in untrennbarem Zusammenhang 

stehen. Zudem umfasste die Kontrolle vorliegend ausschließlich direkte (intendierte) Da-

tenübermittlungen in Drittstaaten. 

Für die umfangreiche Beantwortung meines Fragebogens danke ich Ihnen. 

Die Kontrolle hat keine datenschutzrechtlichen Defizite ergeben. 

Allerdings möchte ich auf zwei Aspekte noch einmal klarstellend eingehen: 

1. Zur Anwendbarkeit des Weltpostvertrags (WPV) als maßgebliche Übermitt-

lungsgrundlage für personenbezogener Sendungsdaten in ein Drittland  

(vgl. A01) 

Unter A01 führen Sie den Weltpostvertrag (WPV) als maßgebliche Grundlage für die Über-

mittlung personenbezogener Daten in ein Drittland bei der Erbringung der Postdienstleis-

tung an. Dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden: 

 

Der WPV hat als völkerrechtlicher Vertrag den Rang eines einfachen Bundesgesetzes. Eine 

Drittstaatenübermittlung von personenbezogenen Daten aus der EU richtet sich jedoch in 

erster Linie grundsätzlich nach der DSGVO, die als europäische Verordnung Anwendungs-

vorrang vor einfachen Bundesgesetzen hat. Im Übrigen verweist Art. 10 WPV auf „inner-

staatliche Rechtsvorschriften“ und damit wiederrum auf die DSGVO. Somit unterliegt ein 

Drittstaatentransfer, ausgelöst durch eine Postdienstleistung, auch den Regeln des Kapi-

tel V der DSGVO und kann nicht allein auf dem WPV basieren. 

 

Der WPV kommt auch nicht als Übermittlungsinstrument nach Art. 46 Abs. 2 lit. a) DSGVO 

in Betracht. Denn in Ermangelung von Garantien für Rechtsbehelfe sowie besonderen 

Schutzvorkehrungen für personenbezogene Daten erfüllt der WPV das erforderliche ange-

messene Schutzniveau für die Grundrechte der betroffenen Personen nicht aus sich selbst 

heraus. Vielmehr bezieht sich Art. 10 Nr. 3 WPV ausdrücklich auf innerstaatliches Recht, 
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und somit für den EWR auf die DSGVO, inkl. ihrer Spezifizierung durch das nationale Post-

recht der Mitgliedstaaten sowie für die Drittstaaten auf das dort jeweils geltende Post-

recht.  

 

Datenübermittlungen an einen Drittstaat, die bei der Erbringung von Postdienstleistungen 

notwendig sind und nicht auf Basis eines Angemessenheitsbeschlusses oder von geeigne-

ten Garantien erfolgen, können bis auf Weiteres allerdings unter den Ausnahmetatbestand 

des Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit. d) DSGVO subsummiert werden. Der internationale Versand von 

Sendungen und damit einhergehend der weltweite Postverkehr stehen in einem so großen 

öffentlichen Interesse, dass eine Sonderstellung dieser Dienstleistung vorliegt, die unter 

die Ausnahme von Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit d) DSGVO fallen kann. Dafür spricht auch, dass die 

nationalen Postgesetze der EWR-Staaten auf der ersten Stufe als Spezifizierung auf der 

Grundlage von u.a. Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. e) DSGVO bewertet werden. 

2. Zur Anwendbarkeit des Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit. b) DSGVO als maßgebliche Über-

mittlungsgrundlage für personenbezogene Sendungsdaten in ein Drittland 

(vgl. B04 ff.) 

Unter B04 ff. führen Sie aus, dass die Datenübermittlung bezogen auf die (dort) oberhalb 

beschriebenen Postdienstleistungen auf Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit. b) DSGVO basiere. Problema-

tisch ist hier, dass es sich bei Datentransfers im Zusammenhang mit Postdienstleistungen 

nicht um „gelegentliche“ Übermittlungen handelt, wie es EG 111 DSGVO für die Anwen-

dung der Ausnahmetatbestände nach Art. 49 Abs. 1 lit. b), c) und e) DSGVO jedoch festlegt 

und wie es in den Leitlinien 2/2018 des EDSA1 näher erläutert wird. Der Sendungsstrom von 

Millionen Sendungen täglich, die mit personenbezogenen Daten versehen sind, beinhaltet 

nicht nur gelegentliche, sondern regelmäßig wiederkehrende Datenübermittlungen in 

Drittländer. 

 

Zudem umfasst Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit. b) DSGVO lediglich diejenigen Datenübermittlungen, 

welche für die Erfüllung eines Vertrags zwischen der betroffenen Person und dem Verant-

wortlichen erforderlich sind. Da der Empfänger nicht unmittelbar in das vertragliche Ver-

hältnis zwischen Absender und Postdienstleister eingebunden ist, könnte Art. 49 Abs. 1 S. 1 

lit. b) DSGVO somit ohnehin nicht für die Übermittlung von Empfängerdaten herangezogen 

werden. 

                                                             
1 abrufbar unter: https://edpb.europa.eu/sites/default/files/files/file1/edpb_guide-

lines_2_2018_derogations_de.pdf 
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Daher sehen wir, wie bereits dargestellt, Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit. d) DSGVO als maßgebliche 

Übermittlungsgrundlage für den Transfer von personenbezogenen Sendungsdaten in 

Drittländer an. Im Übrigen verweise ich auf meine Ausführungen unter Nr. 1. 

 

Erlauben Sie mir abschließend noch den folgenden Hinweis: 

Der BfDI strebt ein modernes Informationsmanagement zwischen Bürger und Staat an, das 

eine Begegnung auf Augenhöhe ermöglichen soll. In Verfolgung dieses Ziels werden Kon-

trollberichte im rechtlich zulässigen Rahmen veröffentlicht. Sofern die kontrollierte Stelle 

dies wünscht, wird auch deren Stellungnahme veröffentlicht. Sofern der Kontrollbericht 

Namen einzelner natürlicher Personen enthalten, werden diese vor Veröffentlichung ge-

schwärzt. Die Veröffentlichung erfolgt etwa einen Monat nach Übersendung des Kontroll-

berichts. 

Ich möchte Sie bitten mir mitzuteilen, ob Sie mit diesem Vorgehen einverstanden sind und 

ob es Passagen gibt, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse beinhalten und daher zu 

schwärzen sind. Ohne Ihre Einwilligung würde die Veröffentlichung sich auf den Hinweis 

beschränken, dass eine Kontrolle durchgeführt wurde, Details dazu aber mangels Einwilli-

gung nicht veröffentlicht werden. 

Über eine eventuelle Pflicht zur Herausgabe nach den Regelungen des Informationsfrei-

heitsgesetzes des Bundes ist im Einzelfall gesondert zu entscheiden. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

 

 
 

 


